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Weil der praktische Tierschutz vor dem Kollaps steht 

Tierschutz Nordhausen e.V. klagt mit dem Deutschen Tierschutz-
bund gegen die Bundesregierung 
 

Der Tierschutz Nordhausen e.V. beteiligt sich an der Klage des Deut-
schen Tierschutzbundes gegen die Bundesrepublik Deutschland, ver-
treten durch das Bundesministerium für Landwirtschaft, Ernährung 
und Heimat. Hintergrund ist die seit Jahren unzureichende Unterstüt-
zung von Tierheimen und tierheimähnlichen Einrichtungen durch 
den Bund. Der Tierschutz Nordhausen e.V. ist einer von vier örtlichen 
Vereinen, die stellvertretend für die 541 Tierheime und tierheimähn-
lichen Einrichtungen im Deutschen Tierschutzbund gerichtlich klären 
lassen wollen, ob sich aus dem Staatsziel Tierschutz im Grundgesetz 
auch eine finanzielle Verpflichtung des Bundes ergibt. 

„Während wir jeden Tag an unsere Grenzen kommen, zieht sich der der 
Bund seit Jahren aus der Verantwortung. Wenn aber ehrenamtliche Ver-
eine, die freiwillig einen Teil öffentlicher Aufgaben übernehmen, trotz eines 
Staatsziels Tierschutz im Grundgesetz auf sich allein gestellt bleiben, dann 
läuft strukturell etwas gewaltig falsch. Tierschutz darf kein schönes Wort in 
Sonntagsreden sein. Wer Tiere schützen will, muss endlich die Menschen 
und Vereine stärken, die diese Verantwortung jeden einzelnen Tag prak-
tisch tragen“, sagt Kevin Schmidt, Vorsitzender des Tierschutz Nordhausen 
e.V. 

Nach Angaben des Deutschen Tierschutzbundes besteht bundesweit ein In-
vestitionsbedarf in dreistelliger Millionenhöhe in Tierheimen und tierheim-
ähnlichen Einrichtungen. Viele kämpfen mit maroden Gebäuden, gestiege-
nen Energie- und Tierarztkosten sowie verschärften Vorgaben etwa im Be-
reich Tierseuchen-, Arbeits- und Hygieneschutz.  

 



 
Auch der Tierschutz Nordhausen e.V. ist massiv von ausbleibenden Investi-
tionshilfen betroffen, denn der klassische Tierheimansatz stößt in Nord-
hausen zunehmend an Grenzen. „Wir erleben einen massiven Anstieg ver-
wilderter, verletzter und schwer sozialisier barer Katzen, die von Kommu-
nen und Gemeinden oft nicht einmal als Fundtiere anerkannt werden – ob-
wohl sie faktisch Fundtiere sind. Besonders verwilderte Katzen können in 
herkömmlichen Tierheimstrukturen häufig nicht tierschutzgerecht unter-
gebracht werden. Der Verein plant deshalb den Aufbau eines Katzendorfs, 
um akut schutzbedürftigen Katzen langfristig eine artgerechte Unterbrin-
gung zu ermöglichen, bestehende Hotspots verwilderter Katzenpopulatio-
nen aufzulösen und nachhaltigen Katzenschutz zu betreiben. Ziel ist es, 
Tiere kontrolliert aufzunehmen, zu versorgen, Kastrationen zu begleiten 
und langfristig die Populationen zu reduzieren. Die notwendigen Investiti-
onskosten für den Kauf eines Grundstücks und den Bau eines Katzendorfs 
belaufen sich dabei auf mindestens 350.000 Euro.  

„Wir präsentieren nicht nur Probleme – wir präsentieren Lösungen. Mit 
dem geplanten Katzendorf wollen wir aktiv verhindern, dass immer neue 
Katzenpopulationen entstehen und Tiere dauerhaft leiden. Doch obwohl 
wir als rein ehrenamtlicher und gemeinnütziger Verein freiwillig Aufgaben 
übernehmen, die eigentlich Teil öffentlicher Verantwortung sind, fehlt 
selbst dort Unterstützung, wo konkrete Konzepte längst auf dem Tisch lie-
gen. Das zeigt leider sehr deutlich, welchen Stellenwert Tierschutz in 
Deutschland tatsächlich hat“, so Schmidt weiter. 

Trotz der Zusage im Koalitionsvertrag, Tierheime bei Investitionshilfen zu 
unterstützen, verweist die Bundesregierung bislang auf die Zuständigkeit 
der Kommunen. Dabei zeigt die sogenannte „Sportmilliarde“, was möglich 
ist, wenn politischer Wille vorhanden ist: Städte und Gemeinden können 
seit Kurzem Mittel für die Sanierung kommunaler Sportstätten beantragen. 
„Wenn der Bund hunderte Millionen für Sportstätten bereitstellen kann, 
dann muss auch Geld für den praktischen Tierschutz möglich sein. Ehren-
amt ersetzt keine staatliche Verantwortung – schon gar nicht bei einer Auf-
gabe, die im Grundgesetz als Staatsziel verankert ist“, sagt Schmidt. 

Auch mit Blick auf das Ordnungsrecht sieht der Verein erheblichen Nach-
holbedarf. Maßnahmen wie eine bundesweite Kastrationspflicht für Frei-
gängerkatzen fehlen bis heute – obwohl genau diese Maßnahmen langfris-
tig helfen würden, Tierleid zu reduzieren und den Tierschutz nachhaltig zu 
entlasten. 
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